
Ich wünsche euch ein frohes neues Jahr 2019. Ab dem 

01. Januar diesen Jahres sind nun auch unsere neuen 

Gesetze geltendes Recht. So gilt ab sofort die Brücken-

teilzeit. Beschäftigte können so leichter von Vollzeit 

in Teilzeit und wieder zurück wechseln. Wir sorgen für 

eine bessere Pflege in Deutschland durch mehr Men-

schen, die im Pflegebereich arbeiten. Gleichzeitig ha-

ben wir die Möglichkeiten zur Weiterbildung gestärkt 

und Langzeitarbeitslosen neue Chancen eröffnet. Ein 

neues Verpackungsgesetz ist geltendes Recht, was 

Verpackungsmüll effektiv vermindern wird.

Wir wollen das kinderfreundlichste Land in Europa 

werden. Gute Bildung von Anfang an ist der Weg zum 

Ziel. Das Gute-Kita-Gesetz, das Starke-Familien-Ge-

setz, die Erhöhung des Kindergeldes, die Mindestaus-

bildungsvergütung, die Verbesserung des BAföG und 

mehr Investitionen des Bundes sind wichtige Schritte 

auf diesem Weg. Das ist Politik für ein solidarisches 

Land. Mehr Informationen, welche Verbesserungen 

wir für die Menschen in unserem Land erreichen 

konnten, findest du auf der Seite der SPD-Bundes-

tagsfraktion.

In diesem Jahr stehen wir vor weiteren großen Schrit-

ten hin zu einer sozialen und ökologischen Gesell-

schaft. Auf unserer Klausurtagung des SPD-Bundes-

tagsfraktion hat unsere Umweltministerin Svenja 

Schulze die wichtigen Themen benannt. Wir brauchen 

ein neues Klimaschutzgesetz, welches die Reduktion 

von Treibhausgasen verbindlich festschreibt. Auch 

das Thema Vermeidung von Plastikmüll wird wieder 

auf der Agenda stehen.

Darüber hinaus steht in diesem Jahr die Europawahl 

an. Und wohl noch nie war eine Europawahl wichtiger 

als diese. Wir wollen, dass diese Europawahl eine Ent-

scheidung für mehr Gerechtigkeit, für mehr Demo-

kratie, letztlich für mehr Europa wird.

Dafür möchte ich mit euch kämpfen.

Euer Michael Thews

Neues aus Berlin, Hamm, Lünen, Selm und Werne
vom Bundestagsabgeordneten Michael Thews18. WOCHENBERICHT VOM 18.01.2019

LIEBE LESERINNEN UND LESER,

https://www.spdfraktion.de/bilanz
https://www.spdfraktion.de/bilanz
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100 JAHRE FRAUENWAHLRECHT

Am 19. Januar feiern wir das 100-jährige Jubiläum des 

Frauenwahlrechts in Deutschland. Ein Meilenstein in 

der Geschichte unserer Demokratie. Und eine der zen-

tralen Errungenschaften in der über 150-jährigen Ge-

schichte der SPD. Denn es waren mutige Sozialdemo-

kratinnen wie Marie Juchacz, Clara Zetkin und Luise 

Zietz, die das aktive und passive Wahlrecht für Frauen 

erkämpft und damit den Weg bereitet haben für weitere 

Meilensteine in der Frauen- und Gleichstellungspolitik. 

Der Kampf für die Gleichstellung ist nicht zu Ende. Er 

bleibt die Aufgabe der SPD. Am 19. Januar 1919 konnten 

Frauen das erste Mal in Deutschland an einer Wahl, der 

Wahl zur verfassungsgebenden Nationalversammlung 

teilnehmen. Und es haben über 80 Prozent der wahl-

berechtigten Frauen davon Gebrauch gemacht. Von den 

300 Kandidatinnen zogen 37 Frauen in die Nationalver-

sammlung ein, davon waren 19 Sozialdemokratinnen. 

Leider werden auch heute Frauen noch Rechte vorenthalten: 

- Frauen wird der gleiche Lohn für die gleiche Arbeit 

vorenthalten. Immer noch verdienen Frauen 20% we-

niger als Männer in vergleichbaren Positionen. Dieses 

Jahr werden Frauen bis zum 18. März, dem diesjährigen 

Equal Pay Day, im Vergleich zu Männern umsonst arbei-

ten.

- Frauen wird eine gleichberechtigte Repräsentation in 

den Parlamenten vorenthalten. Sie stellen die Hälfte 

der Bevölkerung, aber nur 31 Prozent der Abgeordneten 

im Deutschen Bundestag. Das muss sich ändern! Wir 

brauchen, ähnlich wie es in Frankreich bereits seit 2001 

existiert, ein Wahlgesetz, welches für eine bessere Ver-

tretung von Frauen im Deutschen Bundestag sorgt. 

- Frauen sind in Aufsichtsräten und Vorständen von 

Unternehmen völlig unterrepräsentiert. Die “gläserne 

Decke“ existiert in vielen Unternehmen heute noch. Wir 

haben zwar schon einige Schritte unternommen, um 

dies zu ändern, dabei aber festgestellt, dass sich ohne 

feste Quote wenig bis gar nichts bewegt. Deshalb brau-

chen wir endlich eine klare Quote.
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ORGANSPENDEN

Eine Organtransplantation bedeutet für viele schwer-

kranke Menschen die einzige Möglichkeit auf Heilung 

oder Linderung ihrer Beschwerden. Während die Anzahl 

von Patientinnen und Patienten, die auf ein Spender-

organ warten, jährlich bei ungefähr 10.000 Personen 

liegt, ist die Zahl der Organspender seit 2012 rückläu-

fig. Häufig fehlt es den Kliniken an Zeit und Geld, um 

mögliche Spender zu identifizieren. Mit dem vorliegen-

den Gesetzentwurf, den wir in dieser Woche in erster 

Lesung beraten haben, sollen deshalb die Organspen-

destrukturen in den Entnahmekrankenhäusern verbes-

sert und besser vergütet werden. 

Dafür sieht der Gesetzentwurf unter anderem eine 

bundeseinheitliche Freistellungsregelung für die 

Transplantationsbeauftragten der Kliniken vor. Zu-

künftig sollen die Transplantationsbeauftragten antei-

lig von ihren sonstigen Aufgaben freigestellt werden. 

Der zeitliche Umfang der Freistellung ist abhängig von 

der Zahl der Intensivbehandlungsbetten im jeweiligen 

Krankenhaus. Auch sollen Transplantationsbeauftrag-

te in ihren Einrichtungen Zugang zu den Intensivsta-

tionen erhalten und uneingeschränkten Einblick in 

Patientenakten bekommen, um das Spenderpotenzial 

besser auswerten zu können. 

Ebenso legt der Gesetzentwurf eine pauschale Abgel-

tung für Leistungen, welche die Krankenhäuser im Rah-

men einer Organspende erbringen, fest. Auch die Frei-

stellung der Transplantationsbeauftragten wird den 

Kliniken vollständig refinanziert. 

Mit der im Gesetzentwurf vorgesehenen Regelung zur 

Angehörigenbetreuung soll schließlich auch der Aus-

tausch von anonymisierten Schreiben zwischen Or-

ganempfängern und den nächsten Angehörigen des 

Organspenders klar geregelt werden. Ein solcher Aus-

tausch ist für viele Betroffenen von großer Bedeutung.

Wir verbessern die Strukturen der organspende.
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ÄNDERUNG DES BUNDES-IMMISSIONS-
SCHUTZGESETZES  
In 65 deutschen Städten wurde 2017 der EU-rechtlich 

vorgegebene Luftqualitätsgrenzwert überschritten. 

Deshalb gibt es gerichtlich angeordnete Fahrverbote 

für Diesel-Fahrzeuge, weitere drohen. Der Koalitions-

ausschuss hat am 1. Oktober 2018 ein umfangreiches 

Maßnahmenpaket beschlossen, um den betroffenen 

Städten und den betroffenen Dieselfahrenden schnell 

zu helfen. Die betroffenen Städte brauchen saubere 

Luft, die betroffenen Dieselfahrenden müssen auf ihre 

Mobilität vertrauen können. 

Neben der Förderung luftverbessernder Maßnahmen 

durch das Sofortprogramm Saubere Luft mit einer Mil-

liarde Euro und der Nachrüstung von Diesel-Fahrzeu-

gen, soll auch die Änderung des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes (BIm-SchG) die Luftqualität in unseren 

Städten verbessern. 

Die Änderung des BImSchG, das der Bundestag diese 

Woche in erster Lesung berät, schafft u. a. die Voraus-

setzung, dass nachgerüstete und somit saubere Fahr-

zeuge von möglichen Fahrverboten ausgenommen 

werden. Wenn diese Fahrzeuge nach der Nachrüstung 

nur noch 270 Mikrogramm NO2/m³ ausstoßen, können 

diese auch bei möglichen Fahrverboten weiterhin ge-

fahren werden.

MEHR CHANCENGLEICHHEIT 
IM BILDUNGSBEREICH 

In dieser Woche wurde im Plenum der Nationale Bil-

dungsbericht 2018 vorgestellt. Die Ergebnisse des Be-

richts zeigen: Es gibt noch viel zu tun auf dem Weg 

zum bildungspolitischen Ziel der Chancengleichheit. 

Kinder aus Haushalten mit hohem Bildungsgrad besu-

chen häufiger (76 %) allgemeinbildende Schulen, die zu 

einer Hochschulreife führen, als Kinder aus Haushalten 

mit niedrigerem Bildungsstand (54 %). Zudem wächst 

weiterhin jeder vierte Schüler in einer „bildungsbezo-

genen Risikolage“ auf, hat also Probleme mit dem Zu-

gang zu Bildung und der Nutzung der Angebote. 

Um diese sozialen Ungleichheiten zu überwinden, ha-

ben wir im Koalitionsvertrag eine Bund-Länder-Initia-

tive verankert, die Schulen in benachteiligten sozialen 

Lagen und mit besonderen Aufgaben der Integration 

besser fördern soll. Zugleich ist es uns gelungen, eine 

Anschubfinanzierung von zwei Millionen Euro für die-

ses Vorhaben im Haushalt 2019 zu verankern. 

In einem Antrag der Koalitionsfraktionen fordern wir 

die Bundesregierung daher auf, zügig ein Konzept für 

die Förderung von Schulen in benachteiligten Lagen zu 

entwickeln. Das Projekt soll auf eine Laufzeit von ins-

gesamt zehn Jahren ausgelegt sein und mit der bereit-

gestellten Anschubfinanzierung spätestens im vierten 

Quartal 2019 starten.
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REDE ZUR DEUTSCHEN NACHHALTIGKEITS-
STRATEGIE

Das Gutachten internationaler Experten für unsere Nach-

haltigkeitspolitik (der sogenannte Peer Review 2017) hat 

uns, bei aller notwendigen Kritik, unter dem Strich ein 

gutes Zeugnis ausgestellt. In vielen Bereichen, wie der 

Kreislaufwirtschaft, gelten wir als Vorbild in der Völ-

kergemeinschaft und uns wird dementsprechend eine 

Schlüsselrolle bei der Umsetzung der globalen Nach-

haltigkeitsstrategie, der Agenda 2030, zugewiesen. Dar-

auf habe ich in meiner Rede diese Woche im Bundestag 

hingewiesen. Die richtige Konsequenz aus dem Peer Re-

view  ist: „die Ärmel hochkrempeln“. Wir brauchen ein 

verbindliches Klimaschutzgesetz, wir müssen auch das 

Parlament und den parlamentarischen Beirat stärken um 

das Thema Nachhaltigkeit mit Mut und Tatkraft dahin zu 

bringen wo es hingehört: In die Mitte der Gesellschaft! 

Meine Rede findet ihr hier: https://dbtg.tv/fvid/7317810

JEDER TROPFEN ZÄHLT

Diese Woche habe ich mich mit Detlef Evers vom Mit-

telstandsverband abfallbasierter Kraftstoffe e.V und 

Hubert Zenk von der Firma Lesch getroffen, die mir das 

Projekt „Jeder Tropfen zählt“ vorgestellt haben. Zunächst 

in ausgewählten Kommunen in Bayern sollen Sammel-

container für gebrauchte Speiseöle aus Haushalten auf-

gestellt. Die Haushalte bekommen hitzebeständige Fla-

schen, in denen das Altöl gesammelt werden kann. Die 

Flaschen werden in den Container geworfen, aus dem 

man gleichzeitig eine neue, saubere Flasche bekommt. 

Denn das alte Öl gehört eigentlich weder in den Abfluss 

noch in den Müll. Stattdessen soll daraus besonders kli-

mafreundlicher Biokraftstoff hergestellt werden. Eine 

gute Idee die auch von der Deutschen Bundesstiftung 

Umwelt unterstützt wird. Ich bin gespannt auf die Aus-

wertung des Pilotprojekts.

AU S  D E R  H AU P T STA DT

bei meiner rede im bundestag zusammen mit Detlef Evers vom Mittelstandsverband abfall-
basierter Kraftstoffe e.V und Hubert Zenk von der Firma Lesch

https://dbtg.tv/fvid/7317810
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NEUJAHRSEMPFANG IN HAMM-HEESSEN
In Hamm-Heessen wurden beim diesjährigen Neujahrs-

empfang drei Menschen für ihre Verdienste im Stadtbe-

zirk geehrt. Herzlichen Glückwunsch an: Antonia Schür-

kamp, Rolf-Peter Gutsche und Cornelia Wiese. Es war eine 

wunderbare Veranstaltung.

SPORTGALA IN HAMM
Auf der Sportgala in Hamm wurden herausragende Men-

schen geehrt, die sich ehrenamtlich im Sport engagieren. 

Ein tolle Veranstaltung die ich, zusammen mit den Freun-

den der Hamm SPD, auch in diesem Jahr besuchen durften.

NEUJAHRSEMPFANG SCHÜTZENVEREIN
LÜNEN SÜD
Immer ein schöner Termin zum Jahresbeginn ist der Neu-

jahrsempfang des Schützenverein 1925 Lünen-Süd e.V. Hier 

trifft man viele Freundinnen und Freunde, mit denen man 

einige schöne Stunden verbringen kann.

NEUER VORSTAND IM ORTSVEREIN PELKUM
Herzlichen Glückwunsch an den wiedergewählten Vor-

sitzenden des SPD OV Pelkum Axel Püttner und den neu-

en Vorstand. Ich freue mich auf die Zusammenarbeit mit 

euch und die tollen Aktionen des Ortsvereins.

AU S  D E M  WA H L K R E I S

Bezirksvorsteherin Erzina Brennecke bei der Vergabe der 
bezirksmedaille an Rolf-Peter Gutsche

Sport auf höchstem Niveau in Hamm

Schöne Tradition: Von mir ein herzliches Horrido!

Herzlichen Glückwunsch an Axel Püttner und seinem Team.
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# We R e m e m b e r

#WEREMEMBER

Am 27. Januar jährt sich die Befreiung der Konzentrations- und Vernichtungslagers Auschwitz. 74 Jahre nach dem 

Ende des Zweiten Weltkrieges werden bald die letzten Zeitzeuginnen und Zeitzeugen sterben. Wichtig ist jedoch, dass 

ihre Geschichten weiterleben und dass die Geschichte des Holocausts niemals vergessen wird. Deshalb ist es heute 

umso wichtiger, dass wir ein Zeichen setzen: Ein Zeichen, dass wir uns erinnern und auch ein Zeichen, dass für Anti-

semitismus und Rassismus kein Platz ist. Deshalb unterstützt bitte die Kampagne #WeRemember vom World Jewish 

Congress. Mitmachen ist ganz einfach: Schreibt „#WeRemember“ auf ein Blatt Papier und macht damit ein Foto. Ladet 

es in den sozialen Medien mit dem Hashtag #WeRemember hoch oder sendet es an weremember@wjc.org. Die Fotos 

werden dann vom 24.01-27.01. in Auschwitz in gestreamt. Eine tolle Aktion.

mailto:weremember@wjc.org

